
Beschlussauszug 
Sitzung der Gemeindevertretung der Gemeinde Kronsgaard vom 06.03.2025 

 
 

TOP 8.  Bauleitplanung in der Gemeinde Kronsgaard 
9. Änderung des Flächennutzungsplanes für den Bereich „Tiny House Resort  
– ehemals Campingplatz Hoeck“  
hier: Aufstellungsbeschluss 

Vorlage: 2025-05GV-157 
 

Für weite Teile des Plangebiets im Süden der Gemeinde Kronsgaard westlich der Dänischen 
Straße weist die 1. Änderung des Flächennutzungsplanes ein Sondergebiet Campingplatz aus.  
Das nun vorgelegte Konzept sieht die Entwicklung eines Wochenendplatzes „Tiny House Resort“ 
mit anlagenbezogener eigenständiger Energieversorgung (Freiflächen-Photovoltaik) vor. Dies er-
fordert die Änderung des Flächennutzungsplanes (9. Änderung). 
 
 

Beschluss: 
 
Die Gemeindevertretung beschließt: 

1. Für den im Süden des Gemeindegebiets westlich der Dänischen Straße gelegenen Gel-
tungsbereich des ehemaligen Campingplatz Hoeck wird die 9. Änderung des Flächennut-
zungsplanes aufgestellt. Der Geltungsbereich umfasst die Flurstücke 424, 148/1 sowie 
150/3 Flur 3 der Gemarkung Kronsgaard. Lage und Umfang des Geltungsbereichs sind 
aus der anliegenden Übersichtskarte ersichtlich. Mit der Änderung des F-Planes sollen 
die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Entwicklung eines Wochenendplatzes 
(Tiny House Resort) geschaffen werden.  

2. Der Aufstellungsbeschluss ist ortsüblich bekanntzumachen (§ 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB). 
3. Mit der Ausarbeitung des Planentwurfs und der Vorbereitung und Durchführung von Ver-

fahrensschritten nach den §§ 2a bis 4a BauGB soll das Planungsbüro GR Zwo, Flensburg 
beauftragt werden.  

4. Alle im Zusammenhang mit der Planung entstehenden Kosten sind vom Grundstücksei-
gentümer/Investor zu tragen. 

5. Die frühzeitige Unterrichtung der Behörden und sonstigen Träger der öffentlichen Belange 
und die Aufforderung zur Äußerung auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und 
Detaillierungsgrad der Umweltprüfung (§ 4 Abs. 1 BauGB) soll schriftlich erfolgen. 

6. Die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit mit Erörterung über die allgemeinen Ziele 
und Zwecke der Planung (§ 3 Abs. 1 BauGB) soll in Form einer öffentlichen Anhörung 
durchgeführt werden. 

 
 

Abstimmung: 
 

Anzahl der Mitglieder 
des Gremiums 

davon 
anwesend 

Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen 

9 8 8 0 0 

 
 
 

 
 
Der Auszug entspricht dem Inhalt der Beratung. 
 
Steinbergkirche, den 12.03.2025 
[Dokumentende] 


